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Ohne Idee geht es nicht. 


Albert Schweitzer, der bekannte Urwaldarzt und For- 
scher, hat in seinem Werk «Verfall und Wiederaufbau der 
Kultur» schon vor Jahren Gedanken und Erkenntnisse ge- 
äussert, deren Richtigkeit durch die Entwicklung der gei- 
stigen und allgemein kulturellen Verfassung auch unseres 
Landes bekräftigt wurden. In einer Zeit der stets inten- 
siveren Einmischung von Kollektivitäten, vor allem des 
Staates, auf die freie Entschlussfähigkeit und Meinungs- 
bıdung des einzelnen ist die Besinnung aut die eigent- 
lichen schöpferischen Persönlichkeitsrechte jedes 
Menschen, die durch eine hohe Geistes- und Gesin- 
nungeskultur fundiert sein müssen, von unmittelbar 
praktischer Bedeutuns. Weihnachten, das Fest 
vor allem der Kinder, das von allen Festen wohl am ein- 
drücklichsten aus der Welt der Versachlickung, der «Real- 
politik», des Kompromisses, der Vermaterialisierung heraus- 
ragt, gibt zu dieser Besinnung auf das Ursprüng- 
liche, Wesentliche besondere Gelegenheit. Manche 
Organisation, die unsere Eidgenossenschaft beherberst, 
kann an innerer Stärke und an äusserem praktischen Er- 
folge noch gewinnen, wenn sie im Sinne der folgenden Aus- 
führungen (die man nicht nur einmal, sondern zwei- und 
dreimal lesen möge) über das rein Organisatorische und 
ihre nicht selten allzu mächtige Bürokratie die Idee, 
aus der die Organisation geboren wurde und von der 
diese Sinn und Lebensberechtigung erhielt, stellt. 


Red. 


Kulturhemmend wirkt die Überorgani- 
sation unserer Ööftentlichen Verhältnisse. 

So gewiss es ist, dass geregelte Zustände Vor- 
aussetzung und zugleich Folge der Kultur sind, so 
sicher ist auch, dass von einem gewissen Punkte ab 
das äussere Organisieren aufKosten des 
geistigen Lebens geht. Die Persönlichkei- 
ten und Ideen werden dann den Institutionen 
unterworfen, statt dass sie sie beeinflussen und 
innerlich lebendig erhalten. 

Ist auf irgendeinem Gebiete eine umlassende 
Organisation geschaffen worden, so sind die Resul- 
tate glänzend; nach einiser Zeit aber nehmen sie ab. 
Zuerst wurde der schon bestehende Reichtum zur 
Geltung gebracht; nachher macht sich die Beein- 
trächtigung des Lebendigen und Ursprünglichen in 
ihren Folgen bemerkbar. Je konsequenter die 
Orsanisationsich ausbaut, desto stärker äussert 
sich ihre hemmende Wirkung auf das Pro- 
duktive und Geistige. 


In den überorganisierten Kollektivi- 
täten, die ihn (den heutigen Menschen) auf hundert 
Arten in ihrer Gewalt haben, soll er wieder zur 
selbständigen Persönlichkeit werden und 
auf sie zurückwirken. Durch alle Organe werden sie 
es unternehmen, ihn in der ihnen genehmen Unper- 
sönlichkeit zu erhalten. Sie fürchten die Persön- 
lichkeit, weil der Geist und die Wahrheit, 
die sie stumm haben möchten, in ihr zu Worte kom- 
men können. Ihre Macht aber ist so gross wie ihre 
Furcht. 


* * x 


Verlassung, Disziplin und was sonst noch zum 
Technischen gehört, werden auf eine früher unbe- 


ı kannte Vollkommenheit gebracht. Das Ziel wird er- 


reicht. Aber in demselben Maße hören die Kollektivi- 
täten auf, sich als lebendige Organismen zu be- 
tätigen, und treten immer mehr in Analogie zu ver- 
vollkommneten Maschinen. Ihr inneres Leben 
verliert an Reichtum und Vielgestultigkeit, weil die 
Persönlichkeiten in ihnen notwendig ver- 


kümmern. 
x = * 


Anfang alles wertvollen geistigen Lebens ist der 
unerschrockene Glaube an die Wahrheit und das 
offene Bekenntnis zu ihr. 


* ar B 


Was wir erlebt haben und noch erleben, muss 
uns die Überzeugung geben, dass der Geist alles 
und die Institutionen wenig sind. Unsere Insti- 
futionen versagen, weil der Geist der 
Unkulturinihnen wirkt. Die zweckrnässigsten 
orsanisatorischen Verbesserungen unserer Gesell- 
schaft, nach denen wir streben müssen, können uns 
nur dann etwas helfen, wenn wir zugleich auch fähig 
sind, unserer Zeit einen neuen Geist zu geben, 

Die schweren Probleme, mit denen wir es zu fun 
haben, selbst diejenigen, die ganz auf materiellem 
und wirtschaftlichem Gebiete liegen, sind in letztem 
Sinne nur durch Gesinnung zu lösen. 
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Der Nationalrat kommt den Selbsthilfegenossenschaften auf halbem Wege entgegen. 


Die Weihnachtswoche. die letzte diesjährige 
Sessionswoche der Bundesversammlung. scheint ihre 
besänftigenden Ausstrahlungen auch in den Na- 
tionalrat. der am vergangenen Montag von 
neuem die Schlussberatungen zur Finanzie- 
rune der Arbeitsbeschaffiungsvorlage aufnahm, ge- 
worien zu haben. Unter dem Eindruck der festen 
und konsequenten Haltung der Genossenschaften und 
auch wohl im Bestreben. die durch die innerpoli- 
tischen Vorgänge der letzten Zeit in \Wallung ge- 
ratenen Gemüter etwas zu beschwichtigen, hat sich 
der Nationalrat bereitgeiunden. einige wichtige Forde- 
rungen der Konsumeenossenschaften zu erfüllen und 
auch inder Belastungesirageein gewisses 
Entzgegenkommen zu beweisen. Mit besonderer 
Genugtuunz darf man iesistellen, dass die Sache der 
Selbsthilfegenossenschaiten tapfiere und kluge 
Verteidiger gefunden hat. 

\Wie aus den uns zur Verfügung stehenden 
Pressemitteilungen hervorgeht, hat der Rat mit 
54:46 Stiimmen beschlossen, den gemäss Beschluss 
der nationalrätlichen Kommission festgesetzten 
Höchstsatz von 1 Prozent aui ® Pro- 
zent zu reduzieren. Nationalrat Huber, der 
den diesbezüglichen Antrag gestellt hatte, betonte, 
dass dieses von entscheidender Bedeutung für die 
Haltung der Konsumgenossenschaiten sei. 


Leider abgelelınt (78:66 Stimmen) wurde der 
ebenialls von Nationalrat Huber gestellte Antrag, 
dass bei der Bemessung der Steuer auch Rück- 
sicht aus den sozialen Charakter der 
einzelnen Betriebe (Geschäftsart, Sozialleistungen, 
Höhe des auf eine beschäftigte Person entfallenden 
Detailumsatzes) zu nehmen sei. Betriebe mit guten 
Arbeitsverhältnissen — führte Nationalrat Huber 
aus — sollen anders behandelt werden als rück- 
sichtslose Profitschinder. Es sollte auch darauf ge- 
sehen werden, ob ein Betrieb durchrationalisiert ist 
oder nicht, d.h. wie stark das Personal be- 
lastet wird. — Abgelehnt wurde auch der Antrag 
von Nationalrat Dutiweiler, der die Leistungen bei 
der Mitarbeit zur Lösung allgemeiner Wirtschafits- 
probleme gerne berücksichtigt gesehen hätte. 


Sinn für gewisse Erfordernisse der täglichen 
Praxis und für Vermeidung von Ungerechtigkeiten 
bei der Durchführung der Ausgleichsteuer bewies 
der Nationalrat bei der Annahme iolgenden Antrages 
von Nationalrat Grimm: 


«Die Ausführungsbestimmungen werden vorsehen, dass 
der Umsatz in einzelnen Warengattungen, für welche beson- 
dere Verhältnisse vorliegen, wie Milch und Milchprodukte, 
feste Brennstofle und dergleichen, bei der Umsatzberechnung 
ausser Betracht fällt und dass Geschäfte, deren Produktions- 
freiheit durch handelspolitische Massnahmen oder Preis- 
vorschriften des Bundes eingeschränkt ist, steuerfrei bleiben.» 


Bundesrat Obrecht glaubt, dass der Antrag 
Grimm sich viel einschneidender auswirken werde, 
als Grimm wohl selbst beabsichtige, denn von 1200 
Zolltarifbestimmungen stehen immer noch 400 unter 
Ausnahme. Den Fall, den Grimm speziell ins Auge 
gefasst habe (Großschlächterei Bell) werde das 
Volkswirtschaftsdepartement auch ohne Annahme 
des Minderheitenantrages berücksichtigen. 

Nationalrat Schwar unterstützte den Antrag 
Grimm, wünschte aber neben der Milch und der 
Milchproduktion auch noch die anderen land- 


wirtschaftlichen Produkte 
ziehen. 
Auch dieser Antrag wurde angenommen (63:49). 


Mit der Reduktion des Höchstansatzes der Be- 
lastung der Selbsthilfegenossenschaften von 1 Pro- 
zent auf %& Prozent hat sich der Nationalrat Er- 
wägungen der Vernunft zugänglich erwiesen. Er hat 
damit vielleicht einen Weg gefunden, um die schwere 
Schuld, die er mit einer für die Genossen- 
schaften nicht akzeptierbaren Belastung und damit 
der Gefährdung der ganzen Arbeits- 
beschafiungsvorlage auf sich laden würde, 
etwas von sich abzuwälzen. Es ist einerseits 
erireulich, dass die Feinde der Genossenschaften 
keinen Vollsieg erreicht haben, anderseits bleibt es 
weiterhin ausserordentlich zu bedauern 
-— worauf Nationalrat Rusca in der Debatte hinge- 
wiesen hat —, dass der Bundesrat nicht an der 
Steuerfreiheit der Konsumgenossenschaften festge- 
halten hat. Mit guter Begründung wies Nationalrat 
Herzog, der den Antraxw auf Flerabsetzung der 
Maximalbelastung auf V» Prozent unterstützte, darauf- 
hin, dass durch die Ausgleichsteuer nicht die Kon- 
suingenossenschaften als solche belastet werden, son- 
dern jedes Mitglied direkt mit 12 bis 15 Franken 
jährlich. Sogar der den Kousumeenossenschaften 
grundsätzlich wenig wohlgesinnte Nationalrat Gafner 
stimmte dem Antrag Huber zu, um so den Bau der 
Brücke der Verständigung zu erleichtern. 
Auch Graber befürwortete den Antrag. Grimm er- 
klärte, dass er die durch die Annahme seines obigen 
Antrages in den Einnalımen entstandene «Bresche 
zumauern» wolle, wenn der Antrag auf Belastung 
mit einem halben Prozent angenommen werde. 


Es wird trotz Anerkennung des Entgegenkom- 
mens des Nationalrates nicht leicht sein, die ein- 
mütige Zustimmung der Konsumgenossenschaften 
zur neuen Fassung der Auswleichsteuer, die sich im 
Laufe der Beratungen zu einer Art Umsatz- 
steuer umgewandelt hat, zu finden. Auch bei einer 
nur halbprozentigen Belastung bleibt die — selbst 
vom Bundesrat in seiner ursprünglichen Vorlage 
zugegebene — Unrichtizkeit und damit auch Un- 
gerechtigkeitder Belastungder Selbst- 
hiliegenossenschaften bestehen. 


Die Gesamtvorlage (Finanzierung des 
Arbeitsbeschaffungsprogramms) wurde mit 114 gegen 
14 Stimmen angenommen. Dieses Stimmenverhält- 
nis repräsentiert eine sehr weitgehende Einheitlich- 
keit der Stellungnahme des Parlaments. Wichtige 
Entscheidungen liegen nun beim Ständerat, der 
die Vorlage wohl schon im Januar in Angriff nel- 
men wird. Es ist abzuwarten, wie er die mülısam 
errungene Einigung im Nationalrat, die ausserordent- 
liche Opfer gerade den Schwachen aufbürdet, auf- 
rechterhalten wird. Auch bei Zustimmung zu dem 
Beschlusse des Nationalrates werden die Genossei- 
schaften an der Berechtigung ihrer Forderung auf 
vermehrte Heranziehung des Ver- 
mögens und des Abwertungsgewinnes 
zur Finanzierung der Arbeitsbeschaffung festhalten. 
Doch würden sie sich bestimmt auch — im Hinblick 
auf die übereinstimmende Stellungnahme der beiden 
Räte und vor allem ihr Bestreben, endlich einmal 
unserenarbeitslosen Mitbürgern in gross- 
zügiger Weise Arbeit zu verschaffen — A 
einer ernsten Ueberprüfung der neuel 
Laxre veranlasst sehen. 


einzube- 


No. 52 


Das neue Genossenschaftsrecht. 


(Referat von Dr. W. Kehl, Basel, vorbereitet für die Delegierten- 
versammlung des V.S.K. vom 25.26. Juni 1938 in Lausanne.) 


Es wurde als ein Wagnis bezeichnet, als der 
Schöpfer des alten Obligationenrechtes die Ge- 
nossenschaft offiziell als eine Rechtsiorm der Ver- 
gesellschaftung anerkennen wollte. Bis zum Inkraft- 
treten dieses ersten schweiz. Obligationenrechtes 
am I. Januar 1883 gab es in der Schweiz — mit 
Ausnahme von Zürich — nur dem Inhalt und dem 
organisatorischen Aufbau. nicht aber dem Gewand 
und der rechtlichen Anerkennung nach Genossen- 
schaften. Die kantonale Gesetzgebung stand seit 
der Rezeption des klassischen römischen Rechtes 
unter dem bestimmenden und fast ausschliesslichen 
Einfluss des römischen Gedankengutes und überging 
die Genossenschaft mit Stillschweigen, obwohl ge- 
rade sie in den Landen nördlich der Alpen seit un- 
vordenklicher Zeit den Urtyp kollektiven Handelns 
zur Erreichung eines gemeinsamen Zweckes und 
den Ausgangspunkt für eine vielgestaltige Weiter- 
entwicklung abgegeben hatte. 

Die rechtliche Anerkennung, diese posthume 
Wiedergeburt der Genossenschaft wurde als ein 
Waenis bezeichnet, weil in der Schweiz zeitgemässe 
praktische Erfahrungen fehlten, — weil man daran 
ging, ein Institut zu schaffen, dessen harmonische 
Weiterentwicklung durch wesensiremde Einflüsse 
unterbrochen und für einige Menschenalter lahnıge- 
legt worden war. 

Weil die Erfahrungen fehlten, wurden die Be- 
stimmungen über die Genossenschaft im Gesetz selr 
elastisch gehalten. Genossenschaftsverbände wur- 
den überhaupt nicht erwähnt. Diese Elastizität der 
gesetzlichen Normierung, der vielfach Struktur- 
losigkeit vorgeworfen wurde. hatte den Vorteil, dass 
sie gestattete, Erfahrungen zu sammeln. Sie über- 
liess es den Bedürfnissen der Praxis, das Institut der 
Genossenschaft auszubauen, und bereitete dadurch 
einem späteren Gesetzgeber den Boden vor. Ihr 
Nachteil anderseits bestand darin, dass sie das Ge- 
biet der walıren Genossenschaft nicht scharf umriss 
und darum nicht verwehren konnte, dass sich auch 
profitwirtschaftliche Unternehmungen der Genossen- 
schaftsform bedienten. um dadurch den eigentlichen 
Chiarakter ilıres Betriebes vor einer weiteren 
Oeffentlichkeit zu verschleiern. 

In dem halben Jahrhundert seit Inkrafttreten des 
Obligationenrechtes hat das schweizerische Ge- 
nossenschaftswesen einen umerhörten und ungeahn- 
ten Auftrieb erfahren. Ende 1937 waren nicht weni- 
ser als 11.850 Genossenschaften im Handelsregister 
eingetragen. 

Die im Laufe dieser grossartigen Entwicklung 
gemachten Erfahrungen haben ihren Niederschlag in 
der Gesetzgebung gefunden. Im Zuge der Revision 
des gesamten Obligationenrechtes ist auch das Ge- 
nossenschaftsrecht von Grund auf umgearbeitet wor- 
den. Der auf den I. Juli 1937 in Kraft gesetzte Teil 
des Obligationenrechtes enthält das Ergebnis dieser 
sich über mehr als 20 Jahre erstreckenden mülhe- 
vollen Revisionsarbeit. 

Bei der Prüfung des neuen Rechtes ist vor allen 
Dingen vor Augen zu halten, dass die Revision den 
Zweck verfolgte, die Genossenschaft gegenüber 
anderen Rechtsgebilden besser abzugrenzen und sie 
namentlich solchen Unternehmungen nicht mehr zur 
Verfügung zu stellen, die mit der Genossenschaft nur 
den Namen gemein haben, sich jedoch in ihrem 
inneren Aufbau und in ihrer Zwecksetzung nicht von 
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den auf Gewinn abzielenden Handelsgesellschaften 
unterscheiden. Rein äusserlich kommt diese Absicht 
dadurch zum Ausdruck, dass im früheren Recht die 
Genossenschaften unter die Handelsgesellschaften 
subsumiert wurden; der heutige Titel lautet dagegen 
«Die Handelsgesellschaften und die Genossen- 
schaft». 

Von grösserer, materieller Bedeutung ist die 
Begriffsumschreibung. Das alte Recht hatte die Ge- 
nossenschaft nicht definiert; es sagte lediglich: «Per- 
sonenverbände, welche, ohne zu den in dem 24. bis 
26. Titel normierten Gesellschaften zu gehören, ge- 
meinsame Zwecke des wirtschaftlichen Verkehrs 
verfolgen, müssen sich. um als Genossenschaft das 
Recht der Persönlichkeit zu erlangen, ..... in das 
Handelsregister eintragen lassen ..... » Das revi- 
dierte Recht gibt dagegen folgende Legaldefinition: 

(Art. 828.) «Die Genossenschaft ist eine als Körper- 
schaft organisierte Verbindung einer nicht geschlossenen 
Zahl von Personen oder Handelsgesellschaiten, die in der 
Hauptsache die Förderung oder Sicherung bestinniter wirt- 


schaftlicher Interessen ihrer Mitglieder in gemeinsamer 
Selbsthilfe bezweckt.» 


Aus dieser Legaldefinition geht hervor, dass die 
Genossenschaft kein auf Gewinn abzielendes kaui- 
männisches Unternehmen ist, sondern dass sie eben 
bestimmte wirtschaftliche Interessen ihrer Mitglieder 
auf dem Boden der Selbsthilfe fördern oder sichern 
will. Sie muss körperschaftlich organisiert sein und 
darf die Zahl ihrer Mitglieder nicht beschränken. 
Sie beruht wie der Verein ganz auf der persönlichen 
Beteiligung ihrer Mitglieder und befindet sich somit 
in einem Gegensatz zur Aktiengesellschaft, die als 
reine Kapitalgesellschaft angesprochen werden muss. 

Die weiteren Neuerungen des revidierten Ge- 
setzes sind zu einem grossen Teil lediglich die 
logische Ausgestaltung dieser in der Legaldeiinition 
enthaltenen Gedanken: sie haben dem ganzen Ge- 
bäude die bisher fehlende Struktur gegeben. 

Mit der Unbeschränkbarkeit der Mitgliederzahl 
im Zusammenhange steht die Vorschrift, dass der 
Eintritt in die Genossenschaft nicht übermässig er- 
schwert werden dürfe. Ich erinnere daran, dass auclı 
unsere Zentralstatuten eine Beschränkung der Mit- 
gliederzahl ablehnen, neuen Mitgliedern den Eintritt 
jederzeit offen halten und überhaupt jede er- 
schwerende Bedingung, die an den Eintritt geknüpft 
werden könnte, rundweg verbieten. Die Vertreter 
der Genossenschaften in den eidgenössischen Räten 
hatten auch für das neue Recht die Forderung auf- 
gestellt. dass der Eintritt überhaupt nicht erschwert 
und insbesondere nicht vom Einkauf in die Reserven 
abhängig gemacht werden dürfe; leider sind sie mit 
ihrer Forderung nicht ganz durchgedrungen. 

Eine weitere, sehr wirksame Neuerung, die be- 
zweckt, die Genossenschaft gegenüber den ver- 
schiedenen Formen der Kapitalgesellschaft abzu- 
grenzen. besteht darin, dass der Reinüberschuss der 
Jahresrechnung grundsätzlich den Reserven zuge- 
wiesen werden soll. Zwar können die Statuten ab- 
weichende Bestimmungen treffen, doch müssen auch 
dann mindestens 5 % des Reinertrages den ordent- 
lichen Reserven zugewiesen werden, während die 
Anteilscheine maximal zum landesüblichen Zinsfuss 
für langfristige Darlehen ohne besondere Sicher- 
heiten verzinst werden dürfen. Der Rest muss, so- 
fern die Statuten überhaupt eine Verteilung vor- 
sehen, an die Mitglieder im gleichen Verhältnis, wie 
sie zur Bildung des Reinüberschusses beigetragen 
haben, zurückgegeben werden. Durch die [.imitie- 
rung des Anteilscheinzinses wird dessen Degenerie- 
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rung zur Dividende verunmöglicht. Dadurch wird 
der Gegensatz zwischen Anteilschein und Aktie, oder 
überhaupt zwischen Genossenschaft und Aktien- 
gesellschaft verdentlicht. denn die Verteilung des 
Reinüberschusses ist bei der Genossenschaft von 
den Masse der Beteiligung des einzelnen Mitgliedes 
am Gesellschaitskapital unabhängig gemacht worden. 

Diese Gegensätzlichkeit kommt auch darin zum 
Ausdruck. dass Anteilscheinbesitz und Stimmrecht 
bei der Genossenschaft voneinander unabhängig 
sind. Bei der Aktiengesellschaft ist nicht in erster 
Linie der Gesellschafter, sondern die Aktie der 
Träger der Mitgliedschaftsrechte, bei der Genossen- 
schaft einzig und allein das Mitglied. Darum heisst 
es bei der Aktiengesellschaft: jede Aktie hat eine 
Stimme, bei der Genossenschaft dagegen: jedes Mit- 
glied hat eine Stimme. 

Vom Bestreben. die auf Gewinn abzielenden 
Unternehmungen an der Genossenschaitsiorm zu 
desinteressieren und dafür die soziale Seite der Ge- 
nossenschaft zu stärken, sind die Normen über den 
Reserveionds inspiriert. Der Reserveionds ist dazu 
da. um allfällige Betriebsverluste aufzufangen. Da- 


gegen dart er nicht dazu verwendet werden, um 
Rückvergütungen oder Anteilscheinzinse zu be- 
zahlen. Er ist grundsätzlich unteilbar. auch im 


Liquidationsialle. so gut wie wenn ein Mitglied aus 
der Genossenschait ausscheidei. Ja, es muss sogar 
ausdrücklich in den Statuten erwähnt sein, ob und 
wieviel ein ausscheidendes Mitglied von seinem auf 
Anteilscheine einbezahlten Betrag zurückiordern 
kann, und es darf gegebenen Falles eine derartige 
Rückzahlung Dis auf drei Jahre hinausgeschoben 
werden, wenn dies im Interesse der Genossen- 
schait ist. 

Die Berechnung des Reinertrages erfolgt auf 
Grund der Jalıresbilanz. Diese ist nach den Vor- 
schriften über die kaufmännische Buchführung zu 
erstellen. Die Vorschriften über die kaufmännische 
Buchführung iasst das Gesetz folgenderinassen zu- 
sammen: Beiriebsrechnung und Jahresbilanz sind 
nach allgemein anerkaunten kaufmännischen Grund- 
sätzen vollständig. klar und übersichtlich aufzu- 
stellen. damit die Beteiligten einen möglichst sicheren 
Einblick in die wirtschaftliche Lage des Geschäftes 
erhalten. Alle Aktiven sind höchstens nach dem 
Werte anzusetzen, der ilınen im Zeitpunkt, auf wel- 
chen die Bilanz errichtet wird, für das Geschäft 
zukommt. 

Dicse Bilanzierungsvorschriiten haben nun wohl 
in erster Linie eine Vermehrung des Gläubiger- 
schutzes zum Zwecke. In Verbindung mit der obli- 
gatorischen Reservezuweisung haben sie icdoch 
auch eine nicht zu unterschätzende und von den 
Konsumgenossenschaften schon längst erkannte Kon- 
solidierung der Genossenschait zur Folge. 

.. Die schönsten Bilanzierungsvorschriiten nützen 
jedoch nichts. wenn sie umgangen werden. Um 
hier unlauterem Geschäftsgebaren einen Riegel zu 
schieben, hat das revidierte Recht auch im organisa- 
torischen Aufbau der Genossenschaft eine Neuerung 
gebracht, indem es das Obligatorium der Kontroll- 
stelle einiührte. Das bisherige Recht kannte nur 
zwei obligatorische Organe, die Generalversamm- 
lung und den Vorstand, und überliess es den Sta- 
tuten, die Organisation nach den besonderen Ver- 
hältnissen und Bedürfnissen weiter auszubauen. Das 
neue Recht iordert dagegen drei obligatorische 


Organe: 


Generalversammlung, 
Verwaltung, 
Kontrollstelle. 


In jeder Genossenschaft muss nım eine Kontroll- 
sielle bestimmt werden. Die Revisoren und deren 
Ersatzmänner brauchen nicht Mitglieder der Ge- 
nossenschaft zu sein, sondern es können auch 
Aussenstehende, Behörden oder juristische Personen, 
wie Treuhandgesellschaften oder Revisionsverbände 
bezeichnet werden. 

Die Aufgabe der Revisoren besteht darin, zu 
überprüfen, ob sich die Betriebsrechnung und die 
Bilanz in Uebereiustimmung mit den Büchern be- 
finden, ob diese ordnungsgemäss geführt sind und 
ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und 
der Vermögenslage nach den massgebenden Vor- 
schriften sachlich richtig ist. Um diese Prüfung zu 
ermöglichen, muss die Verwaltung den Revisoren 
die Bücher und Belege vorlegen und auf Verlangen 
über das Inventar und die Grundsätze, nach denen 
es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte 
Gegenstände Aufschluss erteilen. 

Ueber das Ergebnis ihrer Untersuchung müssen 
die Revisoren der Generalversammlung schriftlich 
Bericht und Antrag stellen. Die Generalversamm- 
lung ist an diesen Bericht gebunden und kann ohne 
ihn keinen Beschluss über die Jahresrechnung 
fassen. Die Revisoren sind dafür verantwortlich, 
dass sie ihr Mandat sorgfältig ausgeführt haben. 
Auch bei den Mitgliedern der Verwaltung, bzw. 
bei den mit der Geschäftsführung betrauten Per- 
sonen wird das Verantwortungsbewusstsein ge- 
stärkt: das Gesetz verpflichtet sie nämlich. Inventar, 
Betriebsrechnung und Bilanz zu unterzeichnen, und 
lässt sie für allen Schaden, den sie der Genossen- 
schaft durch absichtliche oder fahrlässige Ver- 
letzung der ihnen obliegenden Pflichten verursachen, 
haften. 

Diese Haftung besteht nicht nur gegenüber den 
Genossenschaitern, sondern unter Umständen auch 
gegenüber den Gläubigern der Genossenschaft, z. B. 
dann, wenn die für den Fall der Ueberschuldung der 
Genossenschaft vom Gesetz aufgestellten Pflichten 
absichtlich oder fahrlässig verletzt werden. Besteht 
nämlich begründete Besorgnis einer Ueberschuldung, 
so hat die Verwaltung sofort auf Grund der Ver- 
äusserungswerte eine Zwischenbilanz aufzustellen. 
Zeigt Jiese, dass die Forderungen der Genossen- 
schaftsgläubiger durch die Aktiven nicht mehr ge- 
deckt sind, so hat die Verwaltung den Richter zu be- 
nachrichtigen. Dieser hat die Konkurseröffnung aus- 
zusprechen, falls nicht die Voraussetzungen eines 
Aufschubes gegeben sind. 

Aber auch die Mitglieder selber haben die Mög- 
lichkeit, sich durch eigene Kontrolle über den finan- 
ziellen Stand ihrer Genossenschaft Gewissheit zu 
verschaffen. Die Verwaltung ist verpflichtet, spä- 
testens zehn Tage vor der Generalversammlung, 
die über die Abnalıme der Betriebsrechnung und der 
Bilanz zu entscheiden hat, die Betriebsrechnung und 
die Bilanz mit dem Revisionsbericht zur Einsicht der 
Genossenschafter am Sitz der Genossenschaft auf- 
zulegen. Die Genossenschafter können die Kontroll- 
stelle auf zweifelhafte Ansätze aufmerksam machen, 
die erforderlichen Aufschlüsse verlangen und sich von 
der Generalversanımlung oder der Verwaltung zur 
Einsichtnahme in die Geschäftsbücher und Kor- 
respondenzen ermächtigen lassen. Fasst die General- 
versamnilung einen Beschluss, der gegen das Gc- 
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setz oder die Statuten verstösst, so kann jeder Gc- 
nossenschafter wie auch jedes Mitglied der Verwal- 
tung den Beschluss innerhalb zwei Monaten mit 
Klage gegen die Genossenschaft antechten. Gegenüber 
der Verwaltung steht der Generalversammlung das 
Abberufungsrecht zu. Auf den Antrag von wenig- 
stens einem Zehntel der Genossenschafter kann auch 
der Richter die Abberuiung verfügen, wenn wichtige 
Gründe vorliegen, insbesondere wenn die Abberu- 
fenen die ihnen obliegenden Pflichten vernachlässigt 
haben oder zu erfüllen ausserstande waren. 
Dieser ganze Ueberwachungsapparat in Ver- 
bindung mit der vollständigen Loslösung des Stimm- 
rechtes vom Anteilscheinbesitz geben der Genossen- 
schaft ihr typisches Gepräge. Die neue Genossen- 
schaft kann nicht mehr von ihr wesensfremden 
Unternehmungen, die das Tageslicht der Publizität 
scheuen, als Schlupfwinkel benützt werden; gegen 
plutokratische Einflüsse hat sie das neue Recht nach 
Möglichkeit geschützt. (Schluss folgt.) 


Das Vermächtnis der Pioniere von Rochdale. 


Der «Cooperative Educator» nimmt die Tat- 
sache, dass es bald hundert Jalıre her sein werden, 
seitdem die Pioniere von Rochdale den Grundstein 
zur Entwicklung der heutigen Genossenschafts- 
bewegung gelegt haben, zum Anlass, wieder einmal 
an de Grundsätze der Pioniere zu er- 
innern. Leider — führt der «Cooperative Educator» 
aus — sind diese Grundsätze der Mehrzalıl der 
heutigen Genossenschafter unbekannt, und wenige 
denken daran, welche Dankesschuld wir gegen- 
über jenen haben, die uns in der Genossenschaft das 
Mittel gegeben haben, um die Menschheit aus der 
Armut herauszuführen. Spötter sagen etwa, man 
schenke den Rochdaler Pionieren ungebührliche Be- 
achtung. Auf jeden Fall hat aber die Genossen- 
schaftsbewegung den Ideen der Redlichen Pioniere, 
auf denen sie noch heute begründet ist, keine neue 
grosse Idee mehr hinzugefügt. 

Die Grumdsätze: ein Mitglied, eine Stimme: 
Beschränkung der Verzinsung des Anteilschein- 
kapitals: Rückvergütung im Verhältnis der Ein- 
käufe usw. erwiesen sich als gesunde Basis für die 
Geschäftsentwicklung der Genossenschaften. Aber 
es sind nicht die einzigen Gaben, die wir den 
Pionieren verdanken. Mindestens ebenso bedeutsam 
ist de erzieherische Tradition, die sie 
der Bewerung hinterlassen haben. 

Viele Menschen beurteilen den Erfolg einer 
Genossenschaft ausschliesslich nach der Zahl ihrer 
Mitglieder, der Höhe des Kapitals und des Um- 
satzes. So wichtig diese Dinge sind, so dürfen sic 
doch auch nicht überschätzt werden. In Wirklich- 
keit ist die Handelstätigkeit nur Mittel zum Zweck. 
Sie ermöglicht es, die Ausbeutung der Konsumenten 
durch Leute, die im Handel einzig ihren Profit 
suchen, zu verhindern; sie bedeutet eine Garantie 
für die Arbeitsbedingungen jener, die die Waren ver- 
teilen oder — bei genossenschaftlicher Eigenproduk- 
tion — produzieren; sie bietet eine Gewälr für 
Qualitätswaren. Auf diese Weise hat der genossen- 
schaftliche Handel wichtige Beiträge geleistet zur 
menschlichen Wohlfahrt. 

Die Kontrolle der Konsumenten über den Handel 
verschafft jedoch diese Vorteile nicht automatisch. 
Wenn die Mitglieder einer Genossenschaft selbst- 
süchtig sind, denken sie in erster Linie an ihre Rück- 
verrütung, ohne den Löhnen und Arbeitsbedin- 
gungen ihres Personals genüsend Beachtung zu 


schenken. Eine solche Politik wird sich zwar auf 
die Dauer als kurzsichtig erweisen, aber sie wird 
eben doch solange befolgt werden, als die Mitglieder 
nicht von genossenschaftlichem Geiste erfüllt sind. 

Es ist deslialb nötig, den Idealismus 
lebendig zu erhalten. In einer Genossenschaft ist der 
Idealisınus einer Handvoll Mitglieder ebenso wich- 
tig wie die geschäftliche Leistungsiähigkeit der Be- 
wegunge. So werden zum Beispiel in einer Zeit der 
Krise ohne Zweifel jene Mitglieder mit genossen- 
schaftlichen Idealen die stärkste Stütze der Ge- 
nossenschafit bilden und so mithelien, das Vertrauen 
in die Genossenschaft und damit den Eriolg wieder 
herzustellen. 


Die Genossenschaftsbewegung ist mehr als nur 
eine Handelsorganisation. Ihr Endziel ist die Er- 
richtung einer neuen sozialen Ordnung, in welcher 
Gerechtigkeit herrscht. Wenn die Pioniere von 
Rochdale ihre Tätigkeit im Gebiet des Handels be- 
gannen, so war ein Hauptgrund dafür der, dass da- 
mals in der Sphäre des Handels die grössten 
Ungerechtigkeiten vorkamen; eine Reiorın dieses 
sozialen Uebels war eine - wesentliche Voraus- 
setzung einer neuen Gesellschaftsordnung. 


Die Errichtung einer besseren sozialen Ordnung 
erfordert aber mehr als nur eine Reform des Wirt- 
schaftssystems. Eine gerechtere Verteilung des 
Wohlstandes, wie sie die allgemeine Anwendung 
der Rochdaler Grundsätze mit sich bringen würde, 
bedarf der Ergänzung. Jedes soziale System ist eine 
Wiederspiegelung der Ideale, Ideen und Tätigkeiten 
seiner Glieder. Wenn die Ideale der Menschen auf 
einer hohen Stufe stehen, wird ihre Gesellschafts- 
ordnung vollkommener sein, als wenn sie keine 
oder weniger wertvolle Ideale besitzen. Dies gilt so- 
wohl für die einzelne Genossenschaft wie für die 
Nation als Ganzes. Mit anderen Worten: die Quali- 
tät jeder Genossenschaft und jeder Nation hängt ab 
von der Qualität der Menschen, die sie zusammen- 
setzen. 

Die genossenschaftliche Erziehung 
hat deslialb eine wichtige Aufgabe zu eriüllen. Sie 
soll iene Seiten des menschlichen Wesens ent- 
wickeln. die durch die genossenschaftliche Handels- 
täfiekeit nicht berührt werden. Indem sie die Men- 
schen auf Ideale hinweist und sie zu erzielen sucht 
zu einem genossenschaftlicheren Leben, hebt sie 
die Qualität der Individuen als soziale Einheiten und 
hilft so mit. eine neue soziale Ordnung zu errichten 
und auch zu erhalten, die auf genossenschaftlichen 
Grundsätzen aufgebaut ist. iL, 


Eine erfolgreicne Werbeaktion. 


Anlässlich seines 60jährigen Jubiläums führte 
der Lebensmittelverein Zürich eine grossangelegte 
\Werbeaktion durch. Es galt. aus den Reihen der 
Käufer eine möglichst grosse Zahl zum Beitritt in 
den L.V.Z. zu bewegen. So wurden im Zeitraum 
vom I. Mai bis 15. November 1938 über 10,000 regel- 
mässige Kunden desL.V.Z. inihren Wohnungen 
besucht. über Sinn und Zweck der Konsum- 
genossenschaft aufgeklärt und zur Erwerbung der 
Mitgliedschaft ermuntert. 

Der Aktion voran ging die Verteilung der 
Jubiläumsschrift «1878S—1938, Entstehung und Ent- 
wicklung des Lebensmittelvereins Zürich» (vgl, 
«Schweiz. Konsum-Verein» No. 28, 1938). In Ab- 
ständen folgten weitere Propagandazeitungen mit 


den Titeln «Käufer organisieren sich», «Die Republik 


DE Zu DE ZZ 5 4 2 u 1 EZ ZZ Do ED u Al 1 A m ad U AA HU 


a ae ee er ee er 


650 


der Käufers und «Wo die Hausfrau wählt und 
stimmt», die ebenfalls an alle Haushaltungen verteilt 
wurden. Eine wirksame Unterstützung erfuhr die 
Werbung durch das an alle Litfassäulen angeschla- 
gene Plakat von Kunstinaler Carigiet. das «Bure- 
feufi». 

Für de Hausagitation stellten sich ins- 
gesamt 503 Werber und \Verberinnen, vornehmlich 
aus den Reihen des Personals und der Ge- 
nossenschaftsbehörden. zur Verfügung. 
Nicht allen war ein Erfolg beschieden: doch konnten 
370 davon 3152 neue Mitglieder werben. 
Durchschnittlich fielen auf ieden der erfolgreichen 
Werber acht neue Mitglieder. An der Spitze stelıt 
Herr Steube mit 72 geworbenen Mitgliedern. Es darf 
auch darauf hingewiesen werden. dass gerade die 
Teilnehmer anden Studienzirkeln zu 
denertolgreichsten Werbern gehören. Die 
grösste Zahl neuer Mitglieder führten jedoch die 
Verkäuferinnen in den Ablagen dem L.V.Z. 
zu. Der tägliche Kontakt mit den Kunden schuf die 
Voraussetzung für ihren Erfolg. 

Grossen Anklang fanden sodann die Besich- 
tiesungen der L.V.Z.-Beitriebe: der Bäckerei, 
Kellerei. der Obst- und Gemüselager. 12.600 Per- 
sonen benutzten die Gelegenheit, in 56 Besichti- 
gungen unter der Aegide unserer rührigen Frauen- 
kommission einen Rundgang durch die vorbildlichen 
Einrichtungen des L. V.Z. zu machen. Die Autobusse 
der städtischen Strassenbahn. welche die Beiörde- 
rung der Besucher von einem Betrieb zum andern 
übernommen hatten, lerten über 2500 Kilometer zu- 
rück. Die Frauenkommission liess es sich auch nicht 
nehmen, die Besucher mit Kaiiee und Gebäck zu 
bewirten. 271 neue Mitglieder wurden durch diese 
Besichtigungen gewonnen. 


Am Sonntag. den Il. Dezember 1938. fand die \Verbe- 
aktion durch de Rangverkündung ihren Abschluss. Eine 
grosse Zahl Werberinnen und Werber waren der Einladung 
der Geschäftsleitung ins Limmathaus gefolgt. Genossenschafter 
Germann, Präsident der Propagandakommission. eröffnete 
um 10 hr morgens die Veranstaltung. indem er einleitend die 
geleistete Arbeit würdigte und allen Mitarbeitern den Dank 
der Propagandakommission zum Ausdruck brachte. An- 
schliessend wurde durch Herrn Temperli die Preisverteilung 
vorgenommen. Prächtige Stilleben, Gutscheine und Natura!- 
gaben winkten den Eriolgreichsten als kleine Entschädigung 
für die.auigewendete Mühe und Arbeit. 

Herr Geschäitsleiter Rudin staitete hierauf den \Verbern 
den Dank der Geschäftsleitung ab. Durch diese 
\Werbeaktion hat der L.V.Z. wieder über 26,000 Mitglieder 
in seinen Reihen. nachdem vor einigen Jahren die Mitglieder- 
zahl auf etwa 20,000 zurückgegangen war. Dem L.V.Z.. so 
führte Herr Rudin aus. stehen aber noch weitere Aufgaben 
bevor. so vor allem in baulicher Beziehung. Der Ausbau der 
Haushaltsabieilung im St. Annahof isı vom Genossenschaftsrat 
bereits beschlossen. Eine Neugestaltung des Zentralmazazins 
wird ebenfalls dringend und muss für die nächste Zeit in Aus- 
sicht genommen werden. Damit leistet der L. V.Z. auch einen 
schönen Beitrag zur Ärbeitsbeschaiiung. In bezug 
auf die Ausgleichsteuer müssen wir wachsam sein, da der 
L. V.Z. von ihr hart betroffen würde. Es sind Gründe zenug, 
dass alle, Personal und Belhördemitzlieder, weiterhin am Aus- 
bau der Genossenschaft rege mitarbeiten. 

Herr Proi. Frauchiger sprach sodann über die geistige 
und wirtschaftliche Landesverteidigung. 
Wenn der Referent auch nicht näher auf die wirtschaftliche 
Landesverteidigung eingehen wollte, so betonte er doch, dass 

hier das wichtige Problem in der Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit liege. Dann warnte er die Anwesen- 
den vor den verschiedenen Bazillen, die unser geistiges und 
politisches Leben verziften. Vor allem gelte es, Ruhe zu be- 
wahren und die Nerven nicht zu verlieren. Nur so werden 
wir fremden Einilüssen widerstehen können. 

Nach dem gemeinsamen Mittagessen sprach Herr Strub 
ü ; dienzirkel. Sein Appell be- 
über die Bedeutung der Stu ! - 4 
wirkte, dass sich 56 Personen zur Teilnahme an einem im 
Januar beginnenden Studienzirkel anmeldeten. 


SCHWEIZ. KONSUM -VEREIN 


No. 59 


——mmm——z ma ————— 


Ein Vertreter des Personals dankte der Geschäftsleitung 
für den Anlass und sicherte zu. dass _das Personal sich auch 
weiterhin für das Gedeihen des L.V.Z. einsetzen werde. Kine 
von ihm angeregte Sammlung zugunsten der Spanienkinder 
ergab den Betrag von 92 Franken. 

Einige Stunden fröhlichen Beisammenseins 
diesen Anlass. 

Damit hat num die Werbeaktion ihren Abschluss 
gefunden. Sie hat gezeigt, dass immer weitere Kreise 
ilır Vertrauen dem L. V.Z. schenken. Im Jubiläums- 
jahr wurden dem L.V.Z. weitüber 3800 neue 
Mitglieder zugeführt. Der Jubilar hat damit be- 
wiesen, dass er trotz seiner 60 Jahre keine Alters- 
erscheinungen verspürt, sondern im Gegenteil in 
iugendlicher Kraft den Weg der weiteren Entwick- 
lung beschreitet, um im Dienste der Konsu- 


beschlossen 


mentendas Beste leisten zu können. A.W. 
Verschiedene Tagesfrasen. 
Eine neue Form des Arbeitsvertrages. Ein im Jahre 


1936 abgeschlossener Arbeitsvertrag in der Granit-Industrie 
des Kantons Tessin erhielt — wie Mitteilungen in der Presse 
zu entnehmen ist — u. a. die Bestimmung, dass im Falle 
einer bemerkenswerten Aenderung der wirtschaftlichen Lage 
sich die Parteien das Recht vorbehielten, die Revision des 
Vertrages zu verlangen. Die Frankenabwertung gab den Ar- 
beitern Anlass. dieses Jahr die Revision zu verlangen auf Er- 
höhung des Lohnes. Die Unternehmer erklärten die Forde- 
rungen als berechtigt, konnten jedoch wegen der starken 
Preisermässigungen, die sie erdulden ımussten, im Momente 
nicht auf Lohnerhöhungen eintreten, es sei denn. die Arbeiter 
würden dein Unternehmern für eine Preiserhöhung behilflich 
sein. Eine Prüiung der Lage durch die Arbeiter ergab dann, 
dass die Preise im Laufe der letzten fünf Jahre tatsächlich 
sehr stark gesenkt worden waren und cine ruinöse Kon- 
kurrenz zwischen den Unternehmern selbst und den Akkor- 
danten sowie den Granithändlern bestelit, so dass nur eine 
Erhöhung der Preise eine Steigerung der 
Löhne bringen könne. Die Voraussetzungen für eine Ver- 
ständigung waren somit vorhanden. Nach der neuen Vereit- 
barung verpflichten sich die Arbeiter, dem Akkordantensystem 
den Kampf anzusagen und sich Unternehmern entgegenzu- 
stellen, welche den Arbeitsvertrag verletzen. Die Unternehmer 
haben die Verpflichtung übernommen. ilır Möglichstes zu tun, 
um alle Arbeiter wenigstens während 150 Taxen in Jahre 
zu beschäftigen. Die Lohnerhöhung betrug 3 Rappen bei einer 
wöchentlichen Höchstarbeitszeit von 48 Stunden. 

Arbeiter und Unternehmer machen hier also gemeinsame 
Sache zur Förderung ihrer gemeinsamen Interessen — eine 
typisch korporative Erscheinung. Solange dafür Sorge xe- 
tragen ist, dass auch die Konsumenten keinen ungebührlich 
hohen Anteil an den finanziellen Auswirkungen derartiger 
Uebereinkommen zu tragen haben. dürfte das geschilderte 
vorgehen einen wesentlichen Fortschritt zur Befriedung der 
Arbeitsverhältnisse beitragen, 


Die wehrwirtschaftliche Eriassung des Volksganzen. Die 
Nachrichten über die praktische Verwirklichung der welır- 
wirtschaftlichen Erfordernisse unseres Landes laufen derart 
zözernd ein, dass mit Recht eine speditivere Behandlung des 
— zugegebenermassen ausserordentlich weitschichtigen — 
Fragenkoniplexes verlangt wird. Die Notwendigkeit eines 
schnelleren Vorgeliens wurde iüngst wieder in einem ilt- 
teressanten Aufsatz in der «Neuen Zürcher Zeitung» betont. 
Wie weit die Konsequenzen einer vertrauenswürdigen Wehr- 
haftmachung gehen. zeigt die Forderung, dass die gesamte 
Volkswirtschaft bis in ihre kleinste Zelle 
durchorganisiert werden muss. Auch die genossen- 
schaftlichen Organisationen werden guttun, sich dieser Kon- 
sequenzen bewusst zu sein und beizeiten einen Plan 
aufstellen. Im genannten Aufsatz heisst es u.a.: 

«Noch imnier ist in der Oeffentlichkeit der Eindruck vor- 
herrschend, als handle es sich bei der wirtschaftlichen Kriegs- 
vorsorge ausschliesslich um eine die eidgenössische Verwal- 
tunz und einige wenige Wirtschaftsunternehmungen betrei- 
fende Vorbereitungsarbeit. Diese absolut falsche Auffassung 
ist nicht zuletzt auf die Tatsache zurückzuführen, dass sich 
die zuständigen Instanzen vielleicht doch in einer etwas all- 
zustarken Zurücklialtung üben. Die wirtschaftliche Kriegs- 
vorsorge ist ebensosehr eine Angelegenheit des 3€- 
samten Volkes wie die auf militärischem Gebiet für den 
Kriezsfall getroffenen Massnahmen. Gibt es keine Möglich- 
keiten einer auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit beruhenden 
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Lenkung der Oeiffentlichkeit? Ist die wehrwirtschaftliche Moral 
und Disziplin im Zeitpunkt der Mobilisation eine Selbstver- 
ständlichkeit, oder ist gar die freiwillige hauswirtschaitliche 
Lagerhaltung entbehrlich: Es handelt sich nicht um Einblicke 
in faktische Staatsgelieimnisse, die mit einer vermehrten 
wehrwirtschaftlichen Publizität gefordert wird. Wer sich aber 
der Tragweite der Wehrwirtschaft im Gesamtkomplex der 
Laudesverteidigung in unserem Zeitalter Rechenschaft zu 
geben vermag, wird die Bedeutung einer Durchorgani- 
sation der gesamten Volkswirtschaft bis in 
ihre kleinste Zelle, das einzelne Wirtschaftssubjekt. in einem 
nach dem «dynamischen» Prinzip aufgebauten Wehrwirt- 
schaftsgebäude nicht unterschätzen und geradezu als conditio 
sine qua von für eine reibungslose Umstellung der Friedens- 
anf die Kriegswirtschaft im Zeitpunkt der Kriegsmobilisation 
bezeichnen müssen 

Es hat den Anschein, als ob man sich in wehrwirtschaft- 
lichen Belangen in breiten Kreisen — auch der Wirtschaft — 
nicht einem shochgemuten Pessimismus», sondern vielmehr 
einem durch nichts xerechtiertigten Optimismus hin- 
geben würde. Die uns zur Verfügung stehende Frist ist so 
kurz beinessen, dass sich jedes Zaudern bitter rächer könnte 
und die Zusammenfassung und Gleichrichtung. eine geistige 
Führung in den wehrwirtschaftlichen Anstrengungen sich 
geradezu aufdrängen. Es werden keine übermenschlichen For- 
derungen gestellt, und es wird an den Verantwortlichen in der 
Verwaltung und in der Wirtschaft keine Kritik geübt. wenn 
festgestellt wird, dass «unsichere Zeiten» auch ausser- 
ordentliche Massnahmen bedingen, die es recht- 
fertigen, die wirtschaftliche Kriegsvorsorge auf breiteste Basis 
zu stellen und zu organisatorischen Vorkehren Zuflucht zu 
nehmen, die sich vielleicht in einem gerulisameren Zeit- 
abschnitt erübrigt hätten.» 


Die Lebensberechtigung der Genossenschaften im autori- 
tärcn Staat. (Mitg.) In Deutschland wurde kürzlich seitens 
eines Publizisten die Lebensberechtigung der Genossenschaften 
wie folgt bestritten: 


«Der Grundgedanke. der zur Geburt des Genossenschafts- 
wesens führte, ist ohne Zweifel der Schutz der Mitglieder. Eine 
solche Aufgabe mag einmal erwünscht, in anderen Fällen un- 
erwünscht oder überflüssig werden. Im Laufe der national- 
sozialistischen Ausrichtung der Wirtschaft besteht ein Schutz- 
bedürfnis nicht mehr oder wird in absehbarer Zeit nicht mehr 
bestehen, also ist die unter diesem Gesichtspunkt geschaffene 
Einrichtung ihrer Grundlage beraubt und damit überilüssig xe- 
worden.» Diese Gedankengänge werden in der deutschen 
Wirtschaitspresse einmütig abgelehnt. So wird z.B. Iıinsiclıt- 
lich der Einkaufsgenossenschaften des Gewerbes ausgeführt — 
und die Argumente, die hier gebraucht werden, treifen natür- 
lich wortwörtlich auch für die Konsumvereine zu —: «Die Un- 
terstellung, dass die Einkaufsgenossenschaft nur dem Schutz 
der Mitglieder diene, ist äusserst einseitig. Nicht ein Schutz in 
einem Abwelhrkampf. der zugegebenermassen nicht mehr er- 
forderlich ist, wenn der «Angreifer» fehlt, ist heute das Ziel 
des Gemeinschaftseinkaufes, sondern eine Stärkung der Mit- 
glieder und damit eine Steigerung der Wettbewerbsiähigkeit 
innerhalb der Gesaimtwirtschaft. Wenn auch die Einkaufs- 
genossenschaften im Beginn iltrer Entwicklung lediglich eine 
Art von Schutzgemeinschaften darstellten, so haben sie sich 
inzwischen zu selbständig wirtschaftenden Unternehmen um- 
gestaltet, deren Aufgabenbereich weit über die ursprünglich 
gesetzten Ziele hinausgeht. Woraus aber kann man folgern, 
dass eine den Regeln und Vorschriiten des wirtschaitlichen 
Wettbewerbs entsprechende Betätigung jemals überflüssig 
wird? Die Genossenschaft erfüllt ihre Aufgaben nicht in einer 
Abwehrstellung. sondern im Wettbewerb mit den Unterneh- 
men. die die gleichen volkswirtschaftlichen Aufgaben erfüllen. 
Die Wirtschaft und ihre Formen sind nie für die Ewigkeit be- 
stimmt. sondern einem steten Wechsel unterworien. Falls 
diese Gesetzmässigkeit einmal an das Problem ‚des Gemein- 
schaftseinkaufs herantritt, so wird man aber nicht von der 
Rechtsform ausgehen können. die nur der äussere Rahmen für 
die Betätigung der Einkaufsvereinigungen ist, sondern einzig 
und allein von der wirtschaitlichen Tätigkeit im Rahmen der 
Gesamtwirtschaft.» 


Monopolkontrolfe in Grossbritannien. Nach einer vor 
kurzem im «Daily Herald» veröffentlichten Uebersicht wird 
die monopolistische Kontrolle in der britischen Industrie, die 
zu hohen Preisen und Profiten führt. immer stärker. 14 Ge- 
sellschaften wurden untersucht. Der zu ck erkonzern 
Tate and Lyle kontrolliert etwa Of oo des gesamten 
Zuckerverbrauchs Grossbritanniens, Associated Cement nahezu 
9% der Zementproduktion, die «Millers Mutual 
Association» (weitgehend unter der Kontrolle von Kanks und 
Spillers) 0 % der Mühlenerzeugung, Imperial Chemi- 
cals de gesamte Erzeugung vieler wichtiger me 
kalien, die Imperial Tobacco Company über 50 %» des laDas- 


verbrauchs, Thomas Tiling nahezu den gesamten 
Personentransport in vielen Teilen des Landes. die 
British Match Corporation etwa 80 % der gesamten Zündlholz- 
produktion und 40 % des Zündholzverbrauchs, Turner und 
Newall 75% der Asbestwarenproduktion des Britischen Em- 
pire, British Aluminium praktisch den gesamten Aluminium- 
verbrauch. die Distillers Company 90 % der Produktion und 
80% des Verbrauchs von Spirituosen. United Dairies einen 
grossen Teil des Milchverbrauchs im Londoner Bezirk und 
10% im ganzen Lande und Courtaulds über die Hälite des 


Gesamtverbrauchs von Kunstseidee Die Gewinne dieser 
14 Konzerne betrugen im Jahre 1937; 
Gewinn In Prozent des 

Konzern & Stammkapitals 
Imperial Tobacco . 10,750,609 26.4 
Distillers Ra 2.512.470 al 
Tate and Lyle . 1,227.553 26.3 
Imperial Chemicals 7.203,329 12,4 
Unilever 5 2.187.752 _ + 
Courtaulds’ —. 2,373.892 11,5 
Turner und Newall 1,293,489 23.2 
Associated Cement 934,228 22,8 
Ranks’ . 2 892.275 20,5 
Spillers’ & 441.224 17,3% 
United Dairies . 631,654 19.7 
British Aluminium 488.182 20.6 
Thomas Tilling . 456.399 14.0 
British Match 435,898 9,4 


** Infolge von Kapitalveränderungen nicht feststellbar. 
° Kapital mit aufgehobener Gewinnbeieiligung (Defierred 
capital). 


Staat und Wirtschait. Auf einer Tagung der Bankiers in 
Düsseldorf hielt Staatssekretär Brinkmann vom Wirtschaits- 
ministerium einen interessanten Vortrag über das Vordringen 
des Staates in die deutsche Wirtschaft und machte u.a. fol- 
gende auischlussreiche Angaben: 


«Die öffentliche Hand hat sich immer mehr und 
mehr zum Teilhaber am Wirtschaftseinkommen gemacht. 
Rechnet man den Finanzbedari aller öffentlich - rechtlichen 
Körperschaften. die politisch soziale Aufgaben erfüllen tnd 
Kollektivbedürfnisse befriedigen. dazu. so kommt man für 
1937/38 auf einen Finanzbedart von 55 bis 40 Milliarden Mark, 
also reichlich die Hälfte des Volkseinkommens. Einschliesslich 
der Ausgaben der öfientlichen Erwerbsunternelimungen leitet 
die öffentliche Hand etwa 54 Milliarden Mark, das heisst zwei 
Drittel des deutschen Volkseinkommens über sich und 
schichtet es um.» 


Volkswirtschaft 


Konsumforschung. 


Bisher war es eines der Verdienste der Genossen- 
schaftsbewegung in allen Ländern, wo sie zu arbeiten 
begonnen hat, dass sie den Konsumenten entdeckt 
hat und feststellen konnte, welche Bedeutung der Ver- 
brauch neben der Erzeugung besitzt. In den letzten 
Jalıren aber haben auch andere wirtschaftliche Kreise 
und hat vor allem die Wissenschaft an der Ent- 
deckung des Konsumenten und der Bedeutung 
des Konsums für die allgemeine wirt- 
schaftliche Entwicklung teilgenommen. Je 
mehr man versuchte, die Wirtschaft zu organisieren, 
um die Krise zu überwinden, um so melr musste man 
erkennen, dass man die Verteilung der Güter 
und die Einbezichung des letzten Konsumenten in die 
\Wirtschaftsrechnung nicht ausser acht lassen konnte. 
In den Vereinigten Staaten lat deslialb schon vor 
längerer Zeit nicht nur das Interesse an der Konsum- 
genossenschaftsbewegung, sondern auch das der Uni- 
versitäten und Forschungsstellen am Verbrauch zu- 
genommen, und man versucht immer wieder, Mate- 
rial zu samımeln, welche Bedürfnisse eigentlich dieser 
letzte Konsument habe. Die dabei gemachten Eriah- 
rungen haben auch in Deutschland zu einer neuen 
Organisation und eineın neuen Versuch geführt. 
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Professor Verslhofen hat vor einigen Jahren eine 
Gesellschaft für Konsumforschung ge- 
gründet, deren Ziele und deren praktische Tätigkeit 
für den Genossenschafter besonderes Interesse haben 
dürften. Die Gesellschaft. der nicht nur die Genossen- 
schaftsverbände. sondern auch zahlreiche private 
Gesellschaften angehören, hat ihren Hauptsitz in 
Nürnberg und unterhält dort ihre Zentralstelle. Jeder- 
mann, der von der Gesellschaft fordert. sie solle diese 
oder jene Erhebung durchführen, muss bereit sein. die 
Kosten dieser Erhebung zu tragen. Allein durch diese 
Finanzierungsmetliode ist es möglich, die Kösten aui- 
zubringen und die Stelle selbstständig und unab- 
hängig zu erhalten. Der Auftraggeber hat nicht mehr 
Rechte, als dass man seinen Auftrag durchführt. er 
ist von jedem weiteren Einfluss ausgeschaltet, denn 
die Gesellschaft soll ia der reinen Forschung und 
nicht anderen Zielen und Absichten dienen. 

Man hat das Alt-Reich in 500 Distrikte einze- 
teilt. Jeder Distrikt steht unter der Führung eines 
ehrenamtlichen Leiters. Dieser sucht sich seine Mit- 
arbeiter, die die Erhebungen durchführen. Die Tätig- 
keit ist ehrenamtlich. und nur bei besonderen Auf- 
gaben werden Preise für die besten Arbeiten verteilt. 
Ausserdem können die Mitarbeiter kleinere Spesen 
verrechnen. Die Gesellschaft gibt allmonatlich eine 
Zeitschrift heraus. die den Mitarbeitern kostenlos zur 
Verfügung zesiellt wird und wo diese Anrezungen, 
Vorschläge, Eriahrungen und neue Aufgaben bespre- 
chen können und wo immer jene Mitteilungen ver- 
ölfentlicht werden, die die Resultate einer Erhebung 
beleuchten. 

Man hat die Gesellschaft z.B. angefragt, wie 
sich die breiten Massen der Bevölkerung zu den 
Markenartikeln verhalten. Es wurde festge- 
stellt, dass ausserhalb Berlins im Norden Marken- 
artikel wenig verlangt sind: dareren geht vom Rhıein- 
land über Süddeutschland ein breiter Gürtel, wo die 
Bevölkerung Markenartikel bevorzugt. Die Gründe 
für solche Erscheinungen sind mannigialtig. Teils ist 
es oft das Misstrauen gegen die verpackten Waren, 
dann wieder die Gewohnheit, die Waren in den Men- 
gen zu erstehen. die man gerade wünscht und nicht 
nach einem vorher bestimmten Gewicht. Oft ist es 
auch der Mangel an genügender Belieferung mit die- 
sen Artikeln oder die Unkenntnis der Vorteile, die 
sie doch besitzen. 


Vor einiger Zeit wurden die Konsumenten be- 
fragt, ob sie die nun in vielen Gegenden zalılreich 
aufgestellten Automaten lieben oder nicht. 
Dabei werden, um nur einige Beispiele anzuführen, 
folgende Bemerkungen von den Erhebungsorganen 
gemacht: 


Warum iehlen diese Automaten meist in den Arbeiter- 
vierteln, und warum sind sie oft dort angebracht. wo es olne- 
kin genügend Geschäfte gibt, die auch im Notfall Waren hei- 
stellen können? Warum iehlen sie meistens auf den Stationen 
kleiner Orie? Wie verhalten sich die Preise im Automaten? 
Meist wird festgestellt. dass diese wesentlich höher sind als 
bei anderen Verkaufsmethoden. Die Waren. wird weiter fest- 
gestellt, sind meistens alt, da man ihre Einlagerung nicht kon- 
trollieren und sie auch nicht zurückgeben kann, wenn man ınit 
ihrer Beschaffenheit nicht zuirieden ist. Viele Konsumenten 
meinen, dass z.B. in den Kuchenautomaten, die wir nicht in 
allen Ländern kennen, meist die Ware hineinkomme, die tags- 
über nicht verkauft werden kann. Ein weiteres Bedenken 
wird von München zeäussert. Man hat im Automaten keine 
Auswahl, ınan kann nicht wählen, und eine Frau meint, sie 
würde niemals Strümpfe aus einem Automaten ziehen, denn 
sie könne doch die Qualität nicht kontrollieren. Und trotz- 
dem ist man doch wieder für die Automaten: Denn sie helfen 
oit in der Not. z.B. die Automaten, die Nadeln und Stopfwolle 
oder Zwirn verkaufen, die Briefmarken abgeben oder andere 


Dinge, die man schnell und dringend braucht oder vielleicht 
nach Geschäftsschluss erwerben will. So wird dem Paäpier- 
taschentuch-Automaten bei Erkältungen ein Loblied wesungen, 
ebenso dem Zündholzautomaten oder dem Kölnischwasser- 
Automaten. Man fordert einen Automaten mit Kopfwehpulvern 
und einen solchen mit schmerzstillenden Mitteln. Man sicht, 
wie verschieden die Ciesichtspunkte sind, die der Konsument 
hat und wie man vorsichtiger Weise zuerst wissen muss, was 
sr seit will man seine Kaufkraft in die richtige Bahn 
enken. 


Eine andere Aufgabe, die die Erhebungen durch- 
führen und zu lösen versuchen, ist die Frage, wie 
sich die Konsumenten zı neuen Waren stellen, 
z.B. zu den Kumstharzerzeugnissen. Oft — wir alle 
kennen solche Fälle — lelınt der Konsument diese 
neuen Waren einfach ab. Unsere Mütter weigerten 
sich einmal, mit Margarine zu kochen. Sie hatten 
eine grundsätzliche Abneigung gegen Kunstfett. Erst 
nach und nach konnte man solche neuen Artikel ein- 
führen und durchsetzen. Aehnliche Dinge haben wir 
auch mit genossenschaftlichen Produkten 
erlebt. Unsere Co-op Artikel kämpfen ja oit geren 
die Tradition und gegen die Gewohnheiten des Ge- 
schmackes. Auch wir haben ein lebhaftes Interesse 
daran, den Geschmack und die \Vünsche des Konsu- 
menten kennen zu lernen. Wir tun dies z.TT. jetzt 
schon mit Hilfe der Mitgliederausschüsse, wo diese 
gut und sachgemäss arbeiten, anderer freiwilliger 
Organisationen, sowie auch schon besonders ange- 
stellter oder wenigstens entschädirter Mitglieder, die 
sich zur Aufgabe gemacht haben, neue Waren 
einzuführen. Je mehr man versucht, die Gesamtwirt- 
schaft zu organisieren, um so weniger kann man an 
den Konsumenten vorbeigehen. Ja, man wird gewiss 
bald die Erfahrung machen, auf der die Genossen- 
schaftsbewegung immer aufeebaut hat, dass man zu- 
erst den Konsumenten erziehen muss; dann kann man 
ihn als Fundament für den Auf- und Ausbau einer 
umfassenden Produktion verwenden. Es wäre gewiss 
wertvoll, wenn man in vielen Ländern ähnliche Ge- 
sellschaften grinden würde. Emmy Freundlich. 


Kurze Nachrichien 


Iadexzifier des V.S.K. Die vom V.S.K. be- 
rechnete Indexziffer der Kleinhandelspreise zeigt 
für die von der Indexziffer erfassten Artikel vom 
1. September zum 1. Dezember 1938 einen Rück- 
ganz um 0,8 auf 131,0 Punkte. Im Preise gesunken 
sind namentlich Kartoffeln im Migrosverkauf, die 
Weizenderivate: Weizengries, Halbweissmelıl, 
\Weissmehl, Halbweissbrot und Teigwaren, Linsen, 
Schaffleisch und Rindfleisch, im Preise gestiegen 
auf der andern Seite Zucker, Schweinefleisch, Erb- 
sen, Reis, Eier und Bohnen. Die Indexziffer ver- 
zeichnete wälrend des ganzen Jahres 1935 eine 
aussergewöhnlich grosse Stabilität. Die grösste 
Abweichung von dem 131,3 Punkte betragenden 
Jahresmittel erreicht nur 0,7%. Auch die Verände- 
rung gegenüber dem Jahresmittel 1937 ist ausser- 
ordentlich gering. Sie beläuft sich auf nur 0,3 Punkte 
(Durchschnitt des Jahres 1937 = 131,0). 


Der Arbeitsmarkt verzeichnete im Noveınber 1938 ins- 
gesamt 68,827 eingeschriebene Stellensuchende, gegenüber 
57,405 vor einem Monat und 71,002 vor einem Jahr. Von der 
Gesamtzahl der Stellensuchenden waren Ende November rund 
10,270 bei vom Bund subventionierten Notstandsarbeiten des 
Hoch- und Tiefbaues, in Schreibstuben und im kaufmänuischen 
oder technischen Arbeitsdienst beschäftigt. 
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Die Zolleinnuakmen belaufen sich im Monat November 
1938 auf 21.2 Millionen Franken, gegenüber 19,3 Millionen 
Franken im November des Vorjahres. In den ersten eli Mo- 
naten 1938 ergibt sich gegenüber dem Voriahre eine Melır- 
einnahme von 8,2 Millionen Franken. 

An Stempelsteuern gingen im November 4,5 Mil- 
lionen Franken ein gegen 3.4 Millionen Franken im selben 
Monat des Vorjahres. Die Einnahmen in den ersten elf Mo- 
naten 1938 belaufen sich auf 64,8 gegen 66,6 Millionen Franken 
im Vorjahr. 


Plan eines Welt-Kohlenkartells. Man hält die Aussichten 
tür den Abschluss eines internationalen Abkommens über den 
Preis für Kohle und Koks zwischen den wichtigsten Kohlen- 
produktionsländern jetzt für recht gut. Iın Prinzip ist die Idee 
eines solchen Abkommens schon von den daran Interessierten 
angenommen worden. 

Die wichtigsten Länder, die an einem internationalen 
Kohlenabkonmen beteiligt sein würden, sind Grossbritannien, 
Deutschland, Polen, Belgien und Holland. Der Kohlenexport 
dieser fünf Länder wırd für das laufende Jalır auf 88.000.000 
Tonnen geschätzt. wovon auf Grossbritannien etwa 36,000.000 
Tonnen, Deutschland 33.000,000 Tonnen, Polen 11,500.000 Ton- 
nen, Belgien 4,250,000 Tonnen und Holland 3,500,000 Tonnen 
entfallen. Ob Russland, Frankreich und die Tschechoslowakei 
dem internationalen Abkommen gleich von Anfang an bei- 
treten werden, ist zweifelhaft. Deutschland hat gegenwärtig 
Schwierigkeiten, den grösseren Anteil am Kohlenexport. den 
es in den letzten Jahren erringen konnte, aufrechtzuerhalten; 
in den ersten neun Monaten dieses Jahres ging sein Export 
um 5,600,000 Tonnen auf 23,000,009 Tonnen zurück. Trotzdem 
liegt sein Anteil am Gesamtkohlenexport der «grossen Fünf» 
infolge seiner Exportiorcierungspolitik mit 37 Prozent ganz 
beträchtlich über seinem Anteil von 24 Prozent im Jalıre 1933. 
In der gleichen Zeitperiode ist der britische Anteil von 52 Pro- 
zent aui 40 Prozent gesunken. 


Seminare für technischen Luitschutz. Durch Erlass des 
Reichsministers fir Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung 
ist in Verbindung mit dem Reichsminister der Luitialirt ange- 
ordnet worden, dass an allen Hochschulen und Bergakademien 
des Reiches Seminare für technischen Luftschutz einzurichten 
sind. Sämtlichen Studierenden ist der Besuch des Seminars 
und seiner Vorträge zur Pflicht zu machen, Darüber linaus 
soll allen interessierten Schichten der Bevölkerung der Besuch 
der Vorträge, die wegen ihrer grossen Bedeutung kostenlos 
sind, ofiengehalten werden. 


Der polnische 15-Jahresplan. Der polnische Finanzminister 
hat kürzlich einen I5jährigen Investitionsplan bekanntgegeben, 
durch welchen man hofit, dem Land die Erreichung eines ge- 
wissen Masses an allgemeiner wirtschaftlicher Prosperität zu 
ermöglichen. Die 15 Jahre werden in fünf Perioden zu je drei 
Jahren eingeteilt, und iede dieser Perioden wird der Ent- 
wicklung eines besonderen Wirtschaitszweiges gewidnıet. 


Aus der Praxis 


Abschreibungen und Reserven. 


Der «Scottish Co-operator» weist hin auf die Bedeutung 
angemessener Abschreibungen und Reservenbildung in den 
Konsumvereinen: Es erweist sich als unbedingt notwendig. 
dass die Genossenschaften höhere Abschreibungen 
vornehmen, als es die tatsächliche Abnutzung und Wertver- 
minderung erfordert. Viele Konsunivereine sehen in ihren 
Statuten Mindestabschreibungen vor. Diese richtige Methode 
gibt dem Vorstand die Möglichkeit, den Prozentsatz wenn 
nötig zu erhöhen. Eine Schwächung der genossenschaftlichen 
Verfassung bedeutet es dagegen, wenn die Statuten so iormu- 
liert sind, dass nicht mehr als ein bestimmter Prozentsatz für 
Abschreibungen verwendet werden dar. we 

Abschreibungen ergeben sich unerbittlich Tag für lar 
und sind ebenso wie Löhne am Ende einer Geschäftsperiode 
von Ueberschuss abzuziehen. Der einzige Unterschied zwi- 
schen diesen beiden Unkostenpesten besteht darin. dass Lotın- 
auszahlungen genau berechnet, Abschreibungen dagegen mir 
annähernd abgeschätzt werden können. Abschreibungen dürfen 
nicht nur dann gemacht werden, wenn das Geschäftsergebnis 
es erlaubt. In Zeiten der Blüte müssen höhere Abschreibungen 
als gewöhnlich vorgenommen werden, damit bei der unver- 
meidlichen Wiederkehr fallender Preise und verminderter Lin- 


nahmen Erleichterungen in bezug auf Abschreibungen möz- 


lich sind. 

Es ist ein entschiedener Vorteil, went 
Mindestbetrages in die Reserven S 
wird, und eine ausserordentlich gute Y 


ı die Zuweisung eines 
tatutarisch testgelegt 
orkehrung für den Fall, 


dass der Vorstand oder die Mitglieder einen zu grossen Teil 
des Ueberschusses für Rückvergütungszwecke verwenden 
wollen. Wenn die regelmässige kleine Erhöhung der Zu- 
weisung an die Reserven als Rückvergütung ausgeschüttet 
oder zur Senkung der Preise verwendet würde, brächte das 
dem einzelnen Mitglied beinahe keine Erleichterung. während 
die ständige Vermehrung der Reserven sich für die Genussen- 
schaftsbewegung als Ganzes von unschätzbarem \Werte er- 
weisen kann. L; 


Die Aufgaben der schweiz. Konsumgenossenschaften zur 
Sicherung der Warenversorgung der Schweiz. 


Herr Maurice Maire, Vizepräsident der Verwaltungskonı- 
mission des V.S.K., hatte die Freundlichkeit, in der Wissen- 
schaftlichen Arbeitsgemeinschait für Wirtschafts- und Ge- 
nossenschaitsiragen (W.A.G.) über dieses Thema zu reie- 
rieren. 

Obwohl der Bundesrat zur Sicherung der Warenver- 
sorgung der Schweiz bereits durch ein Gesetz die Er- 
mächtigung erhalten hat. umfassende Massnahmen zu treiien, 
ist bis heute in dieser Beziehung praktisch noch herzlich 
wenig geschehen. — Aus einer Erhebung im März dieses 
Jalıres geht Itervor, dass die Vorräte an Brotgetreide unter 
Berücksichtigung der Rationierung für ca. 260 Tage, an Zucker 
für 85 Tage und an Speiseiett für 45 Tage ausreichen würden. 
Mit diesen Vorräten können lediglich die ersten Schwierig- 
keiten im Kriegsiall überbrückt werden. 

Der V.S.K. hatte bereits im Frühjalır angefangen, seine 
Lagerbestände in Importwaren trotz erhöhter Kosten beträcht- 
lich zu vermehren, so dass in den kritischen Septenibertagen 
der gesteigerten Nachfrage vollauf entsprochen werden konnte. 
Die private Lagerhaltung möchte der Referent nicht 
empfehlen, weil bei eintretender Rationierung dennoch alle 
Privatpersonen, trotz eigener \Warenvorräte, vollen Anspruch 
auf ihre Zuteilungsquoten erheben. Herr Maire lehnt deshalb 
die private Lagerung von wichtigen Lebensmitteln ihrer so- 
zialen Auswirkung wegen ab. 

In der Diskussion wurde die zögernde Haltung des 
Bundes in dieser Frage einer Kritik unterzogen. Ein Hinweis 
ınöge zeigen, wie berechtigt diese Kritik ist: Im Monat Sep- 
tember lagerten fast sämtliche schweizerischen Benzinvorräte 
im Basler Rheinhaien, wenige hundert Meter von der Grenze 
entfernt. Eine Evakuierung der Lager im Rheinlıafen (Kohle, 
Briketts, Benzin etc.) würde laut Aussage eines Fachmannes 
das gesamte S.B.B.-Wagenmaterial während 14 Tagen in 
Anspruch nehmen. . 

Im Gegensatz zur Auffassung des Referenten wurde die 
privateLagerhaltung wichtigerLebensmittel 
beiürwortet. Solange nicht gelamstert werde — und Lage- 
rung dürfe man in normalen Zeiten nicht dem Begriff «Ham- 
stern» gleichsetzen, — könne die Haltung von Privatvorräten, 
unter der Voraussetzung kriegswirtschaitlich strafier, unbe- 
stechlicher Staatsbehörden, volkswirtschaitlich nichts schaden; 
sie bedeute eine wesentliche Unkostenentlastung für den 
V.S.K. und die lokalen Konsumvereine, sowie die beste 
Grundlage, um im Ernstiall Panikstimmungen entgegenzu- 
treten. 

Die Vorratspolitik des V.S.K., welche in Ermangelung 
bundesbehördlicher Massnahmen eigene \Wexe beschritten hat, 
fand allgemeine Zustimmung. A. St. 


Markenartikel und Spezialpackungen im britischen Klein- 
handel. 2 


In einer kürzlich erschienenen Studie über die Auswirkung 
des anhaltend steigenden Absatzes von Waren in Spezialver- 
packungen und unter besonderen Marken auf die Organisation 
des Kleinhandels stellt der «Economist» fest, dass vor dent 
Kriege in Grossbritannien 95% von Kolonialwaren von den 
Kleinhändlern selbst ausgewogen und verpackt wurden. Für 
das Jalır 1936 wird der Prozentsatz der auf diese Weise abge- 
setzten Waren nur auf 25 %0 geschätzt. Im Handel mit Zucker- 
waren, Tabak, Zigaretten, Toilette- und pharmazeutischen Ar- 
tikeln nimmt der Absatz von Markenartikeln und Spezial- 
packungen einen beinahe ebenso bedeutenden Platz ein wie 
bei Kolonialwaren. Eine versuchsweise unternommene Ver- 
teilungserhebung in sechs Städten mittlerer Grösse in ver- 
schiedenen Teilen des Landes ergab nur 230 berufsmässige 
und vollzeitig beschäftisste Kolonialwaren- und 25 Delikatessen- 
händler, hingegen 1248 Verteiler von konservierten und 901 
von vorher verpackten Nahrungsmitteln. Im ganzen Lande 
gab es nur 41,000 eigentliche Tabakläden und 60.000 Zucker- 
warenhandlungen: aber es wurden 560,000 Konzessionen für 


den Absatz von Tabak und Zigaretten und ungefähr 250.000 


für den Verkauf von Zuckerwaren erteilt. Die Zahl der Händler 


mit Patentarzneien stellt sich auf über 160,000, aber eigentliche 


Apotlieker gibt es nur 14,000. 
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Bildungs- und Propagandawesen 


Schlussprüfung im Genossenschaftlichen Seminar 
(Stittung von Bernhard Jaeggi). 

Wieder hat das Genossenschaftliche Seminar 
Freidorf eine schöne Anzalıl iunger Menschen, aus- 
gerüstet mit neuem Wissen theoretischer und prak- 
tischer Art. hinausgesandt um sie das in lang- 
monatiger Arbeit Errungene im Berufsleben erproben 
und sich bewähren zu lassen. Es sind Wochen und 
Monate harten. unautliörlichen, angestrengten Ler- 
nens und Strebens, die die 43 Verkäuferinnen, die in 
der vergangenen Woche sich einer Prüfung zu unter- 
ziehen hatten, hinter sich haben. Mit Recht hat Herr 
Dr. Jaegrsi anlässlich der Schlussfeier vom 
letzien Samıstag, die unter der strammen Leitung 
von Herrn Verwalter Dielim. Liestal. stand, der der 
Prüiuneskommission als Vizepräsident angehört, den 
besonderen Dank für die geleistete Arbeit der 
Lehrerschafit kundgetan. Das reichhaltige 
Unterrichtsprogramm in einer so kurzen Zeit zu er- 
ledigen, stellt allerhand Anforderungen an das Ein- 
fühlungsvermögen und den pädagogischen Sinn der 
am Seminar tätigen Lehrkräitte — zumal bei der 
ieweils sehr verschiedenartigen Vorbildung der 
Schülerinnen. 

Am Prüfungseriolg haben iedoch auch die Ver- 
käuierinnen des A.C.V. beider Basel teil, die als 
Lehrmeisterinnen für die praktische \Veiterbildung 
der iungen Lehrtöchter zu wirken haben. Ihnen, wie 
der Verwaltunsskommission des A.C.V. und nicht 
zuletzt auch derienigen des V.S.K. für die dem Se- 
minar stets gewälırte Unterstützung, wurde ebenfalls 
verdienter Dank zuteil. 

Herr Dr. Jaeggi gab in einer kleinen, vor allem 
auch an die angehenden Verkäuferinnen gerichteten 
Ansprache diesen u. a. folgende beherzigenswerten 
Worte mit aui dem Weg: 


Mit der glücklich bestandenen Abschlussprüfung seid 
Ihr von der Schulbank beireit worden. Draussen aber war- 
ten neue Pilichten und Aufgaben auf Euch.Werdet Ihr Euch 
wohl zurechtlinden? Dürfen wir Euch vertrauen? Ich glaube 

ia». Es ist eıwas Schönes und Beglückendes, wenn man 
einem jungen Menschen sagen darf: «Ich vertraue Dir und 
Deinen Fähigkeiten. Wir leben in einer Zeit grosser Frei- 
zügigkeit, und es ist für die jugendliche Seele, der tausend 
Möglichkeiten einer glücklichen Lebensgestaltung vor- 
schweben, nicht immer leicht, den rechten Weg aus diesem 
Labyrinih herauszufinden. Aber Ihr habt ja nun bereits 
erfahren, dass nur ernsthaites, wahrhaftiges Streben und 
unbedingte Treue in allen Dingen zum Ziele führen. Macht 
Euch diese Eriahrung zur Richtschnur für Euer künftiges 
Leben, dann muss uns um Euch nicht bange sein. Mögen 
auch noch so schwere Prüfungen an Euch herantreten, Ihr 
werdet Euch immer wieder zurechtfinden. 

Und noch eines möchte ich Euch jungen Menschen zu- 
rufen: Trachtet in dieser so schicksalsschweren Zeit mehr 
denn je darnach, die Liebe zu Euren Eltern, Geschwistern 
und Mitmenschen zu festigen, Gegensätze auszuwischen und 
Klüfte zu überbrücken. Dann helft Ihr mit,über alle Rassen- 
und Standesunterschiede hinweg jenes Völkerbündnis zu 
begründen, nach dem wir uns alle von ganzem Herzen 
sehnen. 

Meine aufrichtigen Glück- und Sezenswünsche mögen 
Euch auf Eurem künftigen Lebensweg stets begleiten. 


Nach einem besonderen Dank an Herrn Dr. 
Jaesri und die Lehrerschait und einigen markanten 
Worten an die Verkäuferinnen gab Prüfungsleiter 
Rektor Körber die Resultate bekannt, die als sehr 
cut zu bezeichnen sind. Besonders gut fielen die 
Noten in Waren- und Verkaufskunde aus. Hervor- 
hebunz verdient auch die Besserung der Schrift. 
Mit der glänzenden Durchschnittsnote Fran, 210 
schloss Heidy Christen, Erstfeld, die Prüfung ab. 
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Die Durchschnittsnote 1,1 erhielten: Josefine Acker- 
mann, Luzern; Rosa Brühwiller, Goldach (St.G.); 
Marie Fritschi, Elgg (Zürich); Alice Lanfranchi, 
Poschiavo (Graub.); Myrtla Lutz, Romanshorn 
(Vhurg.): Trudy Müller, Herisau (Ap».); Marie- 
Louise Reuby, Onnens (Vaud); Verena Schäublin, 
Seen (Zürich); Verena Schibler, Wimmis (Bern); 
Berty Stössel, Heiden (App».). 

Beim anschliessenden geselligen Anlass betonte 
Herr Dr. Jaeggi noch einmal, dass der Stand der 
Verkäuferinnen, die die Seele des Ladens sein müs- 
sen, gehoben werden müsse. 

Er gedachte auch der grossen Verdienste des 
vor kurzem verstorbenen Herrn Dr. Weckerle und 
dankte diesem für das dem Seminar Gecleistete. 

Herzliche Gratulationswünsche zum 60. Geburts- 
tag entbot Dr. Jaeggi dein ebenfalls anwesenden 
Schriftsteller Herrn Franz Carl Endres. 

Das in der Folge sich abwickelnde selır nette 
Unterhaltungsprogramım wurde weitgrchend von ein- 
heimischen Kräften (z.T. Bewoliner des Freidorfs 
und Schülerinnen des Seminars) bestritten. Mit ihren 
kultivierten, auf der Harfe gespielten Beiträgen 
sicherte sich Fräulein Louise Bosch y Pages, Barce- 
lona, begeisterten Applaus. 

Wir wünschen nun noch ganz besonders: Mögen 
die Verwaltungen unserer Genossenschaften sich 
verantwortlich fühlen für die Verkäuferinnen, 
die sie amı Seminar ausbilden liessen, und ihnen nach 
bestem Vermögen mit Rat und Tat den \Weg ins 
Berufsleben erleichtern. 


Bibliographie 


«Das Werl». Dezemberhefi. Das Dezemberheit unserer 
grossen Schweizer Kunst- und Architektur-Zeitschrift berich- 
tigt einmal mehr den immer wieder auftauchenden Irrtum, 
diese Zeitschrift sei eine Fachpublikation für Architekten; 
denn neben der Publikation von Bauwerken haben die pracht- 
voll in Tiefdruck und Kunstdruck illustrierten Hefte von jeher 
ausgiebig auch den andern bildenden Künsten und kulturellen 
Angelegenheiten unseres Landes Raum ywexeben. Das vor- 
hegende Heit bringt Artikel zum BSiährigen Jubiläum 
des Schweiz. Werkbundes (S.W.B.) der sich so 
erfolgreich um die qualitative Verbesserung der handwerk- 
lichen wie der Industrie-Erzeugnisse bemülıt; ferner Aufsätze 
über de Zukunftsmöglichkeiten des Mario- 
nettentheaters, über de Bedeutung des Orna- 
ments und eine interessante Analyse des Publikunisge- 
schmacks und der davon abhängigen Entwicklung der 
kunstgewerblichen Industrieerzeugnisse in 
der Schweiz. Die Bilder zeigen u.a. sympathische 
kleine Wohnhäuser einer Genfer Architektengruppe, 
sowie Wiedergabe zur Erinnerung an die denkwürdige grosse 
Werkbundausstellung 1918 auf dem Areal der alten 
Tonhalle in Zürich, durchgeführt von dem nunmher zurück- 
getretenen hochverdienten Direktor der Zürcher Kunstgewerbe- 
schule und eigentlichen Gründer des Schweiz. Werkbundes 
Alfred Altherr. Ferner Buchbesprechungen, Ausstellungsbe- 
sprechungen usw. 


«Büro und Verkauf», schweizerische Monatsschrift für 
kaufmännische Organisation und Absatztechnik, Zürich 1. 

* In der Dezembernummer dieser bereits im 8. Jahrgang 
erscheinenden Fachschrift ergreift der neue Mustermesse- 
direktor Proi. Dr. Brogle das Wort, um seine Gedanken zur 
Schweizer Mustermesse darzustellen. Wertvoll ist der atıs- 
fährliche Bericht über ein Referat von Prof. Dr. Böhler von 
der E.T.H. über «Methoden zur Beurteilung der Auslands- 
koniunkturs. «Planmässige Besuchsvorbereitung im Verkauf, 
«Anregungen für die Schaffung neuer Absatzgebiete» und «Der 
Einfluss der politischen Lage im September auf den Unisatz» 
sind weitere aufschlussreiche Beiträge. 


«Internationale Genossenschaftliche Rundschau». Die De- 

zembernummer enthält: 

«Die Lage in der Tschechoslowakei», von H. J. May. General- 
sekretär des Internationalen Genossenschaftsbundes. Der 


Verfasser illustriert u. a. an Hand von Zahlen die 
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Schäden, die die genossenschaftlichen Organisationen er- 
litten haben und die Lage des Verbandes deutscher Wirt- 
schaftsgenossenschaften, seiner Grosseinkaufsgesellschaft, 
der Verbandsgenossenschaften, Funktionäre und Ange- 
stellten. Er stellt ferner fest, dass die tschechischen Orga- 
nisationen entschlossen sind, die ihnen entstandenen Ver- 
luste selbst zu tragen. 

«Die deutsche Gienossenschaftsbewegung in der tschechoslowa- 
kischen Republik», von Raimund Schreier, früher Präsident 
des Verbandes deutscher Wirtschaftsgenossenschaften und 
jetzt ein Flüchtling in England. 

«Arbeitsverhältnisse in der Genossenschaftsbewegung. 3. Frank- 
reich», von Gaston Prache. 


«Die genossenschaftliche Tätigkeit in Lettland vor und nach 
den politischen Aenderungen im Jahre 1934». 


«Vom Kreditkauf zur Barzahlung», ein Bericht über den kürz- 
lich gefassten Beschluss der «Consumers’ Co-operative 
Association», einer Grosseinkaufsgesellschaft in den Ver- 
einigten Staaten, nur Bargeschäite zu betreiben, und den 
bisher erzielten Erfolg ihrer Bemühungen. 


«Internationale Genossenschaftsbewegung, Band III». von H. ). 
May. Fortsetzung und Schluss der in der Oktober- und 
Novemberausgabe wiedergegebenen Einleitung zu der 
kürzlich erschienenen Schrift über die Entwicklung der 
nationalen Organisationen von 1930 bis 1936. Dieser dritte 
Teil behandelt die Entwicklung auf den Gebieten des ze- 
nossenschaftlichen Erziehungs-, Presse- und Propaganda- 
wesens, der (jesetzgebung, Besteuerung, staatlichen Kon- 
trolle und neue Entwicklungen. 


Nationale genossenschaftliche Tätigkeit. 
Der genossenschaitliche Vormarsch in Grossbritannien im 
Jahre 1937. 
Der Allgemeine Verband serbischer landwirtschaftlicher 
Genossenschaften 1927—1937, von Nicolas Pavlovitch. 
Die Angriffe auf «Spolem» und ihre Folgen. 


Genossenschaftliches Erziehungswesen; internationale genossen- 
schaftliche Frauenbewegung; Buchbesprechungen etc. 


Verfall und Wiederauibau der Kultur, von Albert Schweit- 
zer. Verlae: C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung München. 
(S. Artikel auf der ersten Seite der vorliegenden Nummer.) 


| Sprechsaal | 


Warenhäuser, Epa, Migros und Krise. 


(Korr.) Wesentlich am anscheinend guten Gedeihen der 
Warenhäuser und der EPA ist, dass sie ihren Erfolg vor allem 
der Wirtschaftskrise zu verdanken haben. Die eigentliche Blüte- 
zeit dieser Unternehmungen, wie auch der Migros, brach erst 
an, als die Krise einsetzte. In den sechs Jahren der Krise 
steigerte beispielsweise die Migros ihren Umsatz von I0 auf 
63 Millionen Franken. Ähnliche Erfolge zeitigt die Epa. Der 
Billigwarenladen ist der eigentliche Krisengewinnler. Diese 
Tatsache scheint heute zum Teil von den Käufermassen end- 
lich begriffen worden zu sein. Die lange anhaltende, zerrüttete 
Wirtschaftslage hat den einen unverdiente Dividenden einge- 
tragen und den andern schliesslich doch noch die Augen ge- 
öffnet. Die Frage der Preisbildung wurde von diesen Häusern 
in ihrem Sinne vorbildlich. für die Volkswirtschaft allerdings 
weniger glücklich gelöst. Das beständige billige Angebot und 
die damit zusammenhängenden Preisdrückereien und Lohnsen- 
kungen sind für die Wirtschaft ungesund und auf die Dauer 
unhaltbar. Alle, die den Billigkeitsfimmel mitgemacht und da- 
mit unterstützt haben, sind mitschuldig an der immer noch 
schlechten Wirtschaftslage unseres Landes. Es ist natürlich 
sehr betrüblich, dies hinterher feststellen zu müssen. Gerade 
die Genossenschaften haben indessen beizeiten und stetig auf 
die Konsequenz dieser Art Preisbildung hingewiesen. Das Auf- 
blühen all dieser Grossbetriebe, die den Schwächern bedenken- 
los unterdrücken, ist die Folge der Politik der allge- 
meinen Preissenkungen. Nur durch die Gesundung 
der Gesamtwirtschaft kann allen Gliedern der Wirtschait ge- 
holfen werden. 

I 


Der Schweiz. Konsum-Verein gehört in die 

Hände sämtlicher Genossenschaftsangestellten. 
Bei Lehrlingsprüfungen hat es sich gezeigt, 
dass diejenigen Lehrlinge, die von ihrem 


Chef regelmässig die Fachzeitschrift ET- 
hielten, besser abschnitten als die anderen. 


| Aus unserer Bewegung | 


Aus unseren Verbandsvereinen. 


Zürich Sitzung des Genossenschaftsrates. 
(Korr.) Der Genossenschaftsrat beschloss in seiner Sitzung 
vom 9. Dezember die Liquidation der Bau- und Immobilien- 
genossenschaft auf 31. Dezember 1938 und Uebergang von 
Aktiven und Passiven in die Bilanz des L. V.Z. per 1. Januar 
1939; der Grund zu diese Massnahme liegt im neuen Ge- 
nossenschaftsrecht. Die B.1.G. besass 15 Liegenschaften, in 
denen sich Ablagen des Lebensmittelvereins befinden. 

Um die Filiale in Wallisellen bleibend zu sichern, stimmte 
der Rat dem Kaufantrag für ein Haus zu (Preis Fr. 48,000.—). 

Die Abteilung für Haushaltartikel im St. Annahof bedarf 
einer zeitgemässen Erneuerung sowohl in baulicher Beziehung 
wie auch in bezug auf das Mobiliar. Der Umbau soll in zwei 
Etappen durchgeführt werden unter Beibehaltung des Ver- 
kaufes: er soll innert drei Monaten vollendet sein. Es sollen 
vor allenı freie Besichtigung und Zirkulation gewährleistet 
sein; das Verkaufspersonal muss leicht und rasch die Gegen- 
stände vorlegen können. ö 

Die Modernisierung der Haushaltabteilung verlangt eine 
Summe von Fr. 200,000.—, die nach kurzer Diskussion be- 
willigt wird; ınan hofft, unter diesem Betrage bleiben zu 
können. Mit der Arbeit soll sofort nach Ablauf der Refe- 
rendumsfrist von 20 Tagen begonnen werden. 


Solothurn. Gratis-Lebensmittelpakete. DieK.G. 
Solothurn gibt wie in den letzten vier Jahren auch auf diese 
Weihnachten an bedüritige und arbeitslose Mitglieder Gratis- 
Lebensniittelpakete ab. 

So werden dieses Jahr ca. 120 Pakete mit folgendem In- 
halt bereitgestellt: I kz Kristallzucker. 1 kg Weissmehl, I kg 
Hörnli, I kz weisse Bohnen, I kg Reis, I kg Haferflocken, 
1 kg Erbsen, gelb, 1 Paket Suppenbrot, 1 Tafel Co-op Fett 
mit Butter, I Büchse Bohnen fixfertig. : 

Die Genossenschaft hilit auf diese Art mit, die Not in 
vielen Familien zu lindern. 

Gleichzeitig hat der Verwaltungsrat auf Weihnachten 
Fr. 2300.— an Vergabungen beschlossen. Dieser Betrag kommt 
verschiedenen gemeinnützigen und charitativen Institutionen 
in Solothurn und Umgebung zugut. S. 


Eingelaufene Schriften. 


Bernet, Dr. F.: Entlastung der öffentlichen Verwaltung durch 
San Massnahmen der privaten Betriebe. Zürich, 1938. 
28 S. 


— Arbeitsfrieden. Zürich, 1938. 23 S. 


Blumenstein, Dr. E.: Steuerrechtliches Gutachten über die pro- 
jektierte Ausgleichsteuer auf Grossunternehmungen des 
Einzelhandels. Zürich, 1938. 32 S. 


Böppli. Dr. Rudolf: Stellung zu den Konsumvereinen. Zürich, 
1925. 2722. 


Eidgenössisches Volkswirtschaftsdepartement: Ueber die Lage 
des schweizerischen Coiffeurgewerbes. Bern, 1938. 84 S. 


Gysler, Dr. Paul: Die Revision der Wirtschaftsartikel der 
Bunde u im Lichte der Gewerbepolitik. Zürich, 
1938. 35 S. 


Konsumgenossenschaft Murten und Umgebung: Festschrift. 
25 Jahre 1913—1938. 30 S. 


Konsumverein Bazenheid: Bericht und Rechnung. 1937/1938. 


Mahler, E. Hans: Gedanken eines Unternelimers zu unserer 
Wirtschaftspolitik. Zürich, 1938. 39 S. 


Mangold, F.: Die Filialunternehmungen und die Ausgleich- 
steuer. Eine Untersuchung. Basel, 1938. 32 S 


Pechota, Dr. Woligang: Das Problem der staatlichen Arbeits- 
beschaffung mit besonderer Berücksichtigung der Mass- 
nalımen des Bundes in den Jahren 1930—1938. Zürich. I!1 S. 


Raeber, Dr. Alfons: Zur Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbes. Zürich, 1928. 22 S. 


Reichsbund der deutschen Verbrauchergenossenschaften e, V, 
Genossenschaftsschule: 3. Fernlehrgang. 
Mitglieds. 1938. 4 S. 


— Haushalt Frau Lindemann. 3. Fernlehrgang. 1938, 4 S, 
Schär, Dr. Oscar: Sur l'impöt compensatoire. Bäle, 1938. 10 S, 


Im Dienste des 


en 
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Kreisverband VI 


(Urkantone, Luzern, Zug) 


An die dem Kreis VI angeschlossenen 
Verbandsvereine! 
Nerestemossenschaätter! 

Die Herbstkreiskonierenz vom S. Oktober 1935 
in Sursee, erteilte dem Vorstand den Auftrag in 
Laufe des Winters einen Vortrag über das neue 
Genossenschaftsrecht abzuhalten. Es ist us ge- 
lungen. zu diesem Zwecke Herrn Dr. W. Kehl. 
Scekretir des Departementes für Rechtswesen des 
V.S.K., zu gewinnen. 

Dieser Vortrag findet am Sonntag, den $. Januar 
1939 im Voolkshaus in Goldau statt. Beginn vormittags 
halb 10 Uhr. 

Nachdem die meisten Konsumvereine ihre Sta- 
tuten entsprechend dem neuen Genossenschaftsrecht 
abändern. resp. ergänzen müssen, ist es wichtig und 
eriorderlich in diese Materie eingeführt zu werden. 
Neben dem oben erwähnten Vortrage kommen die 
beiden an der letzten Herbstkreiskonferenz zurück- 
gestellten Thema: Die Aufgaben der Revisoren 
unserer Konsumgenossenschaften und der Girodienst 
zur Behandlung. Reierent. Herrn E. Löliger. Ver- 
treter-Revisor des V.S.K. 


PROGRAMM: 


l. Vortrag über das neue Genossenschaitsrecht. 
Reierent: Herr Dr. W. Kehl. 


2. Die Aufgaben der Revisoren unserer Konsum- 
genossenschaften. 


3. Der Girodienst. Reierent: Herr E. Löliger. 


Die Abwicklung des Programms dürfte bis 1 Uhr 
dauern, nachher wird auf Kosten der Kreiskasse ein 
gemeinsames Mittagessen serviert. 

Sofern notwendig wird das Programm nach 
dem Mittagessen fortgesetzt. Die Fahrkosten zehen 
zu Lasten der Vereine. 

Wir empfehlen dringend, wo immer möglich 
sämtliche Vorstandsmitglieder und Revisoren an 
diese Tagung abzuordnen. 

Anmeldeschein und Programm werden zuge- 
stellt. 

Mit genossenschaftlichem Gruss: 


Der Kreisvorstand,. 


| Verwaltungskommission 


l. Wir geben unsern Verbandsvereinen bekannt, 
dass wir in den nächsten Tagen den kleinen roten 
Notiztaschenkalender des V.S.K. pro 1939 zum Ver- 
sand bringen werden und zwar in ‚der Zahl der 
stimmberechtigten Delegierten, die jedem Verein 
an der Delegiertenversammlung zustehen. 


2. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind überwiesen worden: 


Fr. 200.— vom Konsumverein Frauenfeld, 
» 100.— 


» 100.— von Ungenannt, 


vom Konsumverein Turgi, 


»  70.— von den Teilnelimerinnen des Kurses 
zur theoretischen und praktischen 
Weiterbildung von Verkaufspersonal 
vom 22. August bis 17. Dezember 
1938. 


Diese Vergabungen werden bestens verdankt. 


Berichtigung. 
In der Notiz über die Aufsichtsrats-Sitzung 
vom 10. Dezember 1938, «S.K.V.» No. 5l vom 


17. Dezember ist im ersten Satz das Wort «voll- 
zählig» zu streichen, da die Herren B. Gutzwiller 
und Dr. O. Ribordy infolge Erkraukung aın Er- 
scheinen verhindert waren. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


ochter aus Genossenschaftsiamilic, mit guter Sekundar- 

schulbildung, deutsch und französisch sprechend, sucht auf 
Frühjahr 1939 Stelle als Laden-Lehrtochter in Konsum- 
genossenschaft. Zeugnisse stehen zur Verfügung. Offerten er- 
beten an Familie Zehuder-Liechti, Pieterlen b. Biel. 


Nachfrage. 


( yrössere Konsumgenossenschaft der Zentralschweiz, mit 
+ einem Umsatz von 1% Millionen Franken, sucht per 
1. April 1939 tüchtigen Verwalter. Es wollen sich nur absolut 
fachkundige und kautionsfähige Kaufleute melden. Gefl. Offerten 
mit Zeugnissen, Photo und Gehaltsansprüchen erbeten unter 
Chitire G. G. 147 an den V.S.K., Basel 2. 


In Konsumverein im Kanton Zürich tüchtiges Verkäuferpaar, 
X nicht unter 30 Jahren, gesucht für Lebensmittel-, Mercerie-, 
Tuch- und Schuhwarenbranche. Bewerber müssen sich über 
eine mehriährige Tätigkeit auf diesem Gebiet ausweisen kön- 
nei. Letztjähriger Umsatz Fr. 103,000.—. Kaution wird ver- 
langt. Antritt auf Ende April 1939. Anmeldefrist bis 15. Januar 
1939. Offerten sind zu richten unter Chiffre R. K. 146 an den 
V.S.K. Basel 2, 


WO SPEIST MAN GUT IN BASEL? 
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